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Hintergrund  

Mit dem Gesetzentwurf sollen Tankstellenunternehmen, die mindestens 

200 Tankstellen in Deutschland betreiben, verpflichtet werden, ab dem 

1. Januar 2028 grundsätzlich an jeder Tankstelle mindestens einen öffent-

lich zugänglichen Schnellladepunkt mit einer vorgeschriebenen Mindest-

ladeleistung von 150 kW aufzubauen und zu betreiben. Der Gesetzentwurf 

setzt einen Beschluss des Koalitionsausschuss vom März 2023, eine so ge-

nannte Versorgungsauflage für Tankstellen festzusetzen.  

 

Bewertung 

Der BDI teilt das Ziel der Bundesregierung, den raschen Hochlauf der 

Elektromobilität durch einen flächendeckenden und bedarfsgerechten Aus-

bau von öffentlich zugänglicher Schnellladeinfrastruktur für Pkw zu flan-

kieren. Die grundsätzliche Verpflichtung von Tankstellenunternehmen 

zum Aufbau von Schnellladeinfrastruktur lehnt der BDI ab. Die Maßnahme 

ist nicht zielgenau und belastet einseitig Tankstellenbetreiber. Für den wei-

teren Aufbau von Pkw-Schnellladeinfrastruktur sollte die Bundesregierung 

insbesondere auf den Abbau zentraler Hemmnisse wie fehlende öffentliche 

Flächen und Netzanschlüsse setzen. 

Aufbau von Pkw-Schnellladeinfrastruktur an marktwirtschaftli-
chen Kriterien ausrichten 

Für den weiteren und raschen Hochlauf der Elektromobilität ist ein zeitlich 

vorauslaufender, flächendeckender und bedarfsgerechter Auf- und Ausbau 

von Ladeinfrastruktur eine zentrale Voraussetzung. Ladeinfrastrukturen 

sollten grundsätzlich eigenwirtschaftlich bereitgestellt werden. Deshalb 

sollten Förderanreize und weitere Instrumente auch differenziert in Abhän-

gigkeit vom Technologiereifegrad des Antriebs, getrennt für Pkw oder 

Nutzfahrzeug, bewertet und verstetigt werden – mit dem Ziel einer zeitna-

hen Wirtschaftlichkeit.  

In der aktuellen Markthochlaufphase von E-Pkw zeichnet sich ab, dass das 

Segment der öffentlich zugänglichen Schnellladeinfrastruktur für Pkw an 

attraktiven Standorten am ehesten die Schwelle der Wirtschaftlichkeit er-

reichen kann. Tankstellenbetreiber stehen heute beim Aufbau von Schnell-

ladeinfrastruktur im direkten Wettbewerb um attraktive Flächen mit ande-

ren Ladeinfrastrukturbetreibern – unabhängig von einer räumlichen Nähe 

zu Tankstellen. Damit widerspricht die Tankstellenversorgungsauflage 
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dem Grundgedanken eines marktwirtschaftlich orientierten Aufbaus von 

Schnellladeinfrastruktur für Pkw.  

Die Versorgungsauflage zwingt Tankstellenbetreiber zu wirtschaftlich un-

rentablen Investitionen an schwach frequentierten Standorten. Die Auflage 

entzieht somit Tankstellenbetreibern dringend benötigtes Kapital für In-

vestitionsentscheidungen in die Transformation ihrer Branche. Die Unter-

nehmen schätzen den Erfüllungsaufwand deutlich höher ein als die im Re-

ferentenentwurf enthaltene Kostenschätzung. Zudem entstehen für die Un-

ternehmen neue bürokratische Lasten.  

Zentrale Hemmnisse abbauen: Netzanschlüsse und Flächen be-
reitstellen, Bürokratieaufwand reduzieren 

Den weiteren Aufbau eines flächendeckenden und bedarfsgerechten Ange-

bots von Schnellladeinfrastrukturen für Pkw an schwach frequentierten 

Standorten gilt es daher mit anderen Instrumenten zu lösen. Das unter-

streicht auch der bisherige Förderansatz der Bundesregierung, über die 

Ausschreibung des Deutschlandnetzes gezielt den Aufbau von Schnelllad-

einfrastruktur an solchen Standorten zu fördern, an denen absehbar ein wirt-

schaftlicher Aufbau und Betrieb nicht erfolgen wird.  

Es braucht vor allem verbesserte Rahmenbedingungen. Der Fokus sollte 

auf einer größeren Verfügbarkeit von öffentlichen Flächen, Netzanschlüs-

sen und grüner Energie liegen. Außerdem gilt es, bürokratische Hürden 

abzubauen insbesondere durch eine vereinfachte, schnellere Beantragung 

und Zuteilung von Netzanschlüssen, das Auflösen differierender Forderun-

gen in den Landesbauordnungen, eine Baugenehmigungsfreiheit für Tra-

fostationen und sonstige Nebeneinrichtungen von Ladestationen oder stabile 

Rahmenbedingungen für den Ladeinfrastrukturbetrieb z. B. zur Vermei-

dung von Umbaukosten.  
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Über den BDI 

Der BDI transportiert die Interessen der deutschen Industrie an die politisch 

Verantwortlichen. Damit unterstützt er die Unternehmen im globalen Wett-

bewerb. Er verfügt über ein weit verzweigtes Netzwerk in Deutschland und 

Europa, auf allen wichtigen Märkten und in internationalen Organisationen. 

Der BDI sorgt für die politische Flankierung internationaler Markterschlie-

ßung. Und er bietet Informationen und wirtschaftspolitische Beratung für alle 

industrierelevanten Themen. Der BDI ist die Spitzenorganisation der deut-

schen Industrie und der industrienahen Dienstleister. Er spricht für 40 Bran-

chenverbände und mehr als 100.000 Unternehmen mit rund acht Mio. Be-

schäftigten. Die Mitgliedschaft ist freiwillig. 15 Landesvertretungen vertre-

ten die Interessen der Wirtschaft auf regionaler Ebene. 
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